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Birte Pauls und Wolfgang Baasch 

Recht und Anerkennung für Betroffene 

 

Zum Symposium im Kieler Landeshaus zu Medikamentenversuchen an Kindern bis in die späten 

70er Jahre am Landeskrankenhaus Schleswig erklären die stv. Vorsitzende der SPD-

Landtagsfraktion, Birte Pauls und der stv. Vorsitzende des Sozialausschusses, Wolfgang 

Baasch:  

Im Namen meiner Fraktion bedanke ich mich bei den Betroffenen für ihren Mut und die 

Offenheit, ihre Lebensgeschichte mit der Öffentlichkeit zu teilen. Die Berichte der mittlerweile 

Erwachsenen über das Leid, das ihnen in ihrer Kindheit zugestoßen ist, sind erschütternd. Sie 

sind ein weiterer Beleg dafür, dass die Barbarei des Nationalsozialismus auch nach dem Krieg 

nicht aufgehört hat. Die Umstände, wie es zu diesem unsäglichen Leid und den Qualen 

gekommen ist, müssen schonungslos aufgeklärt werden. Den Betroffenen muss schnell und 

unbürokratisch geholfen werden. Zudem fordern wir, dass die Anspruchsfrist für Zahlungen aus 

dem Entschädigungsfond verlängert wird. Bei vielen Betroffenen ist die Angst oder die Scham 

noch zu groß, um sich an die Behörden zu wenden. Auch Forderungen nach einem extra 

Pflegefond werden wir politisch weiter diskutieren. Aufgrund der Schilderungen ist klar 

geworden, dass Vorfälle von sexuellem Missbrauch in den Einrichtungen mit in die Gutachten 

aufgenommen werden müssen. Ein solches Leid darf sich nicht mehr wiederholen! Der Staat hat 

eine besondere Verantwortung gegenüber Menschen, die in Einrichtungen mit staatlicher 

Aufsicht zu Schaden gekommen sind.  


